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Pofalla: „Es wird zu Steuerentlastungen kommen“
CDU-Generalsekretär Laudator des FDP-Spargelkönigs in Huckelrieden:Verständnis für liberale Eigenständigkeit

Als Ansammlung von
Populisten bezeichnet
CDU-Generalsekretär
Ronald Pofalla die Links-
partei. Und SPD-Chef
Kurt Beck wirft er vor, im
Umgang mit der „Linken“
unglaubwürdig zu sein.
Dennoch schließt Pofalla
einen „rückwärts-
gewandten Lagerwahl-
kampf“ kategorisch aus.

Von Giorgio Tzimurtas

Frage: Herr Pofalla, in Huckel-
rieden halten Sie heute die Lau-
datio auf Andreas Pinkwart, den
neuen FDP-Spargelkönig des
Oldenburger Münsterlandes.
Was ist an dem FDP-Politiker
und an seiner Partei besonders
lobenswert?
Pofalla (lacht): Herr Pinkwart
hat sich auf seinem beruflichen
Weg als Hochschullehrer mit der
Chaos-Forschung befasst. Ich
glaube, dass ihm diese Beschäfti-
gung mit der Chaos-Forschung
in seiner politischen Karriere ge-
holfen hat. Aber im Ernst: Ich
schätze Herrn Pinkwart als
Mensch und Politiker sehr. Die
CDU hat mit der FDP nach wie
vor die größten Schnittstellen.
Deshalb werden wir bei den
Bundestagswahlen 2009 alles da-
für unternehmen, wieder eine
bürgerliche Regierungsmehrheit
zu erreichen.

Frage: Die FDP hält sich mit
Lob auf die CDU aber eher zu-
rück und betont ihre Eigenstän-
digkeit. Hätten Sie sich ge-
wünscht, dass sich die Freide-
mokraten bereits jetzt auf das
Ziel eines schwarz-gelben Regie-
rungswechsels festlegen – so wie
Sie es eben auch angedeutet ha-
ben?
Pofalla: Zum jetzigen Zeitpunkt
geht es darum, unsere politische
Arbeit für diese Legislaturperi-
ode fortzusetzen. Die Menschen
wollen jetzt keinen Wahlkampf,
sie wollen Ergebnisse. Die Frage
von Koalitionen stellt sich erst
im nächsten Jahr. Von daher ha-
be ich in dieser Frage für die
FDP absolutes Verständnis.

Frage: Sie haben wiederholt ge-
sagt, SPD-Chef Kurt Beck sei

mit Blick auf seine Abgrenzung
zur Linken nicht glaubwürdig.
Auch die Kandidatur von Gesine
Schwan für das Bundespräsiden-
tenamt, die nur mit den Stim-
men der Linken eine Chance zu
haben scheint, sehen Sie als In-
diz dafür. Läuten sie mit diesen
Feststellungen nicht selbst vor-
zeitig einen Lagerwahlkampf
ein?
Pofalla: Kein Mensch will einen
rückwärtsgewandten Lagerwahl-
kampf. Das hält uns aber nicht
davon ab, die Unglaubwürdig-
keit von Herrn Beck zu themati-
sieren. Er hat vor der Hessen-
Wahl gesagt, mit der Linkspartei
werde es kein Bündnis geben.
Nach der Hessen-Wahl galt dies
nicht mehr. Herr Beck sagt jetzt,
im Bund werde es nie eine Ko-
alition mit der Linkspartei ge-
ben, gleichzeitig will die SPD
mit den Stimmen der Linken ei-
ne Bundespräsidentin ins Amt
wählen. Damit begibt sich die
SPD nicht nur in die Abhängig-
keit zur Linkspartei, sondern sie

verspielt ihre Glaubwürdigkeit
als Volkspartei.

Frage: Sie sagen: Kein Mensch
will einen Lagerwahlkampf. Gilt
das auch zur Bundestagswahl im
nächsten Jahr?
Pofalla: Ich bleibe bei meiner
Aussage. Ein Lagerwahlkampf
wäre ein Wahlkampf, der rück-
wärts gewandt ist. Entscheidend
ist aber, welche Partei das besse-
re Zukunftskonzept hat. Und
deshalb setzen wir uns auch mit
der Linkspartei auseinander. Sie
ist eine Ansammlung von Popu-
listen, die „Freibier für alle“ ver-
sprechen, aber darüber hinaus
für die politischen Herausforde-
rungen der Zukunft keine Ant-
worten haben. Genau an diesen
Punkten müssen wir sie stellen.

Frage: Wie werden Sie den
Wahlkampf ausrichten, wenn Sie
keinen Lagerwahlkampf wollen?
Welche Rolle spielt dabei die
Steuerpolitik?
Pofalla: Über unseren Wahl-

kampf im Jahre 2009 werde ich
mich zum richtigen Zeitpunkt
äußern, aber nicht jetzt Dass die
SPD vor gut einer Woche ihren
Wahlkampf eingeläutet hat, war
ein Fehler. Wir müssen unseren
Wählerauftrag, und der heißt
Große Koalition bis 2009, ernst
nehmen.

Frage: Wie handlungsfähig ist
vor diesem Hintergrund die
Große Koalition noch?
Pofalla: Die Koalition ist hand-
lungsfähig, aber die SPD muss
sich jetzt auch am Riemen rei-
ßen. Einige wichtige Entschei-
dungen sind noch zu treffen,
beispielsweise die Erbschaftsteu-
erreform noch in diesem Jahr,
die Umsetzung der Gesund-
heitsreform sowie die Aufstel-
lung des Bundeshaushalts. Unser
Ziel ist es, für 2011 einen Haus-
halt ohne neue Schulden vorzu-
legen. Wir können den zukünfti-
gen Generationen nicht immer
größere Schuldenberge hinter-
lassen. Der Einstieg in den

Schuldenabbau ist eine histori-
sche Aufgabe, die diese Regie-
rung unter Führung von Angela
Merkel angegangen ist.

Frage: Die CSU-Generalsekre-
tärin Christine Haderthauer be-
wertet die Stimmung im Ver-
hältnis zwischen CSU und CDU
nach der gemeinsamen Präsidi-
umssitzung in Erding als „wech-
selhaft“. Wie lautet Ihr Urteil?
Pofalla: Frau Haderthauer hat
recht, weil das Verhältnis oft sehr
gut ist, manchmal aber auch ein-
fach nur gut.

Frage: Was ist sehr gut und was
ist gut?
Pofalla: Sehr gut ist, dass CDU
und CSU das Kindergeld und
den Kinderfreibetrag zum 1. Ja-
nuar erhöhen wollen. Ich halte
dieses Programm für zukunfts-
weisend, weil es Eltern mit ge-
ringeren Einkommen die Mög-
lichkeit eröffnet, das höhere
Kindergeld zu beziehen und El-
tern mit mittleren und höheren
Einkommen erhalten die Mög-
lichkeit, den Kinderfreibetrag
wahrzunehmen. Gut ist, dass
CDU und CSU Schwestern sind,
aber eben keine eineiigen Zwil-
linge.

Frage: Nach außen wirkt es
aber dennoch so, als bestünde
zwischen der CSU und der CDU
ein Dissens. Die CSU drängt auf
deutliche Entlastungen für die
Bürger. Sie hat ein eigenes Steu-
erkonzept vorgelegt und will die
Rückkehr zur alten Pendlerpau-
schale. Bei der CDU-Führung
stieß sie in Erding aber auf Gra-
nit. Was ist aus der Steuersen-
kungspartei CDU des letzten
Bundestagswahlkampfes gewor-
den?
Pofalla: Es wird zu Steuerent-
lastungen kommen, insbesonde-
re für Arbeitnehmer mit gerin-
gerem und mittleren Einkom-
men und Familien mit Kindern.
Aber in dieser Legislaturperiode
haben wir dafür noch keinen
Spielraum, da wir als Union
auch dafür stehen, solide zu
haushalten. CDU und CSU wer-
den zur Bundestagswahl 2009
ein gemeinsames Konzept mit
dem Ziel der Steuerentlastung
vorlegen.

Als „historische Aufgabe“ bezeichnet CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla den Schulden-
abbau. Einen Spielraum für Steuerentlastungen, insbesondere für Arbeitnehmer mit geringen und mitt-
leren Einkommen, gebe es in der nächsten Legislaturperiode. Foto: ddp

EU-USA-Gipfel: Keine Annäherung im Streit um Chlorhähnchen
Handelskommissar drängt Mitgliedsstaaten auf Aufhebung des Importsopps / EU-Abgeordneter Mayer: „Grundsätzlich nicht nachgeben“
Von Giorgio Tzimurtas
und unseren Agenturen

Brdo/Vechta – Verhärtete
Fronten im „Hähnchenkrieg“:
Die EU und die USA haben ges-
tern auf ihrem Gipfel in der slo-
wenischen Stadt Brdo keine An-
näherung in der Frage um eine
Aufhebung des EU-Importver-
bots für chlorbehandeltes Geflü-
gelfleisch erreicht. Zwar sieht ein
am 29. Mai von der EU-Kom-
mission vorgelegter Vorschlag
die Aufhebung des Embargos für
sogenannte „Chlorhähnchen“
aus Drittstaaten für zunächst
zwei Jahre ebenso vor wie die
Möglichkeit, künftig auch inner-
halb der EU eine entsprechende
Desinfizierung des Geflügelflei-
sches zuzulassen. Doch: Inner-
halb der 27 EU-Mitgliedstaaten,
die hierüber zu entscheiden ha-
ben, gibt es offensichtlich wei-
terhin keine Mehrheit für den

Vorschlag. Auch aus den Reihen
des EU-Parlament hat sich hefti-
ger fraktionsübergreifender Wi-
derstand formiert.

Die Behandlung von Hüh-
nerfleisch mit Chlorwasser, das
für den menschlichen Verzehr
bestimmt sei, sei in der EU nicht
hinnehmbar, heißt es in einer
Pressemitteilung des EU-Parla-
ments. Ebenso schlagen Ver-
braucherschützer und die Geflü-
gelwirtschaft Alarm. Branchen-
vertreter aus dem Oldenburger
Münsterland warnen eindring-
lich vor der Senkung des hohen
Verbraucherschutzstandards in
der EU (wir berichteten).

Das Thema steht indes an
oberster Stelle auf der Agenda
des Transatlantischen Wirt-
schaftsrates (TEC). Mehr noch:
Es hat die Bedeutung einer Na-
gelprobe für das noch junge
Gremium, in dem die EU und
die USA sich gemeinsam gegen

die asiatische Konkurrenz wapp-
nen wollen (s. Stichwort). US-
Präsident George W. Bush hatte
deshalb vor dem Gipfel wieder-
holt gefordert, das Einfuhrver-
bot für chlorbehandelte Hähn-
chen aufzuheben. Die USA re-
klamieren Einnahmeverluste
von mehr als 100 Millionen
Euro für ihre Geflügelwirtschaft.
Die EU-Maßnahme halten sie
für wissenschaftlich ungerecht-
fertigt und deshalb diskriminie-
rend. Auch die Europäische Be-
hörde für Lebensmittelsicherheit
vertritt die Ansicht, dass für die
Verbraucher keine Gefahr beste-
he.

Die EU-Kommission macht
deshalb Druck. Handelskom-
missar Peter Mandelson sagte:
„Es gibt kein gesundheitliches
Risiko. Das ist wissenschaftlich
bestätigt.“ Er hoffe, dass die 27
Mitgliedstaaten dem Vorschlag
der Kommission folgen, um den

seit elf Jahren bestehenden Im-
portstopp aufzuheben. Nach den
Worten Mandelsons gibt es der-
zeit keine Anzeichen dafür, dass
die USA den Fall vor die Welt-
handelsorganisation WTO brin-
gen wollen. Er plädierte dafür,
den Streit gütlich beizulegen.

Für den Vechtaer EU-Abge-
ordneten Hans-Peter Mayer
(CDU), der zu den vehementen
Gegnern der Aufhebung des Im-
portverbots zählt, bleibt es un-
verständlich, warum ausgerech-
net diesem Thema vom TEC so
hohe Priorität eingeräumt wird.
Mayer plädiert für eine harte Li-
nie: „Wir sollten grundsätzlich
nicht nachgeben.“ Bei der Fort-
setzung der Gespräche verlangt
Mayer, dass eine entsprechende
angemessene Gegenleistung von
der USA angeboten werde. Es
könne nicht sein, dass nur die
EU nachzugeben habe, wenn die
USA es so wollen.

Geflügelfleisch aus den
USA darf bislang nicht in die EU
importiert werden, wenn es mit
Chlor desinfiziert wurde. Die
EU-Kommission will das jetzt
ändern – trifft aber auf Wider-
stand. Foto: dpa

STICHWORT

TEC
Der Transatlantische Wirt-
schaftsrat TEC (Abkürzung
für Transatlantic Economic
Council) wurde im April
2007 auf Initiative von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel
(CDU) ins Leben gerufen.
Der TEC soll die Wirtschafts-
beziehungen zwischen der
Europäischen Union (EU)
und den USA neu beleben.
Dabei sollen technische und
bürokratische Hürden besei-
tigt werden, die Handels-
bzw. Investitionshemmnisse
darstellen. Den TEC-Vorsitz
haben EU-Industriekommis-
sar Günter Verheugen und
der Wirtschaftsberater des
US-Präsidenten, Allan Hub-
bard. (gio)

KALENDERBLATT

11. Juni
Namenstag
Alice, Barnabas, Rimbert
Historsiche Daten
2007 – Die Entschädigung
der noch lebenden Zwangs-
arbeiter des NS-Regimes ist
abgeschlossen. 1,7 Millionen
von ihnen in mehr als 100
Ländern erhielten 4,4 Milli-
arden Euro.
1994 – Der Paragraf 175 des
StGB tritt in Deutschland au-
ßer Kraft. Er stellte zuletzt
homosexuelle Handlungen
erwachsener Männer an
männlichen Jugendlichen
unter 18 Jahren unter Strafe.
1988 – Auf einer Konferenz
des New Yorker Instituts für
Ost-West-Sicherheitsstudien
in Potsdam hält Bundesau-
ßenminister Hans-Dietrich
Genscher (FDP) erstmals ei-
ne außenpolitische Rede in
der DDR.
1937 – Josef Stalin ordnet ei-
ne „Säuberungswelle“ in der
Führung der Roten Armee
an. Hochrangige Militärs
werden wegen Hochverrats
angeklagt, verurteilt und hin-
gerichtet.
Geburtstag
1938 – Peter Eigen (70),
deutscher Jurist, gründete
1993 das internationale Anti-
Korruptions-Netzwerk
Transparency International,
dem er bis 2005 vorstand
Todestag
1847 – John Franklin, briti-
scher Polarforscher, während
einer Expedition auf der Su-
che nach der Nordwestpassa-
ge gestorben, geb. 1786

ZAHL DES TAGES

438 Mitglieder
Die CDU ist nach Angaben
des Online-Dienstes der Ta-
geszeitung „Die Welt“ kurz
davor, die SPD als mitglie-
derstärkste Partei Deutsch-
lands zu überholen. Zum
Stichtag 31. Mai schmolz
dem Bericht zufolge der Ab-
stand zu den Sozialdemokra-
ten auf nur noch 438 Mit-
glieder. Im Monat davor ha-
be er noch 495 Mitglieder
betragen und Ende März
1625. Die SPD hatte Ende
Mai 53 1737 Mitglieder, die
Christdemokraten kamen
auf 53 1299.


